
gebend war hier vor allem die Justizverwaltungsstelle 
Erfurt.

Wie ein solcher Plan realisiert wird, hängt aber in 
entscheidendem Maße von der Kontrolle seiner Durch­
führung ab. Es ist offensichtlich, daß das Fehlen einer 
gut organisierten Kontrolle durch die Haushaltsbearbei­
ter die Verwirklichung des Plans in Frage stellt. Des­
halb sind eingehende Analysen anzufertigen und die 
Gerichte in regelmäßigen Zeitabständen über die Erfül­
lung zu informieren.

*
Einer besonderen Betrachtung sollen hier die Ein­

nahmen der Gerichte und Staatlichen Notariate auf 
Grund des Staatshaushaltsplanes unterzogen werden.

Die Realisierung der den Kostenschuldnern der 
Gerichte in Rechnung gestellten Forderungen war in 
den meisten Bezirken gut. Bei den Staatlichen Notaria­
ten ist 1954 gegenüber der Einnahmeerfüllung im 
Jahre 1953 eine ganz bedeutende Steigerung eingetreten. 
Die Popularisierung der Staatlichen Notariate, die stän­
dige Qualifizierung der Notare und diie dadurch 
bedingte gründlichere und bessere Bearbeitung der 
Anträge der rechtsuchenden Bevölkerung haben dazu 
beigetragen, ein solches Ergebnis zu erreichen. Darüber 
hinaus hatte die verstärkte Bildung von Rechtsanwalts­
kollegien und die damit verbundene Übergabe der 
Notariatsgeschäfte an die Staatlichen Notariate weit­
gehend Einfluß auf die gute Erfüllung des Einnahme­
solls. Die Notariate sind also zu einem wirklichen 
Organ der Rechtspflege geworden, das im gesamten 
Bereich des zivilen Rechtsverkehrs der Festigung der 
demokratischen Gesetzlichkeit dient.

Dieses Ergebnis läßt sich aber noch weiter verbessern. 
Es kommt immer wieder vor, daß die Staatlichen Nota­
riate in sehr großem Maße den Parteien Kosten in 
Rechnung stellen, ohne die Möglichkeiten der Vor­
schußzahlung voll auszuschöpfen. Damit entstehen 
ständig wachsende Kostenrüdestände, deren spätere 
Beitreibung große Schwierigkeiten bereitet. Die §§ 7 
und 9 der Kostenordnumg verdienen in diesem Zusam­
menhang besondere Beachtung. Eine Einschränkung 
der den Parteien in Rechnung gestellten Kosten läßt 
sich nach diesen Vorschriften erreichen, wenn der 
Notar nur in solchen Fällen tätig wird, in denen Vor­
schüsse geizahlt wurden oder von dem Zurückbehal­
tungsrecht Gebrauch gemacht wird. Diesem Gesichts­
punkt müssen insbesondere die Bezirke Halle, Magde­
burg, Dresden und Karl-Marx-Stadt mehr Beachtung 
schenken.

Um eine Verbesserung in der Erfüllung des Ein­
nahmesolls der Gerichte zu erreichen, ist eine Intensi­
vierung der Beitreibung der Gerichtskosten unter 
Anwendung aller gesetzlich vorgesehenen Beitreibungs­
maßnahmen erforderlich. Die Kostenschuldner sind im 
Nichtzahlungsfalle nach Ablauf von zwei Wochen zu 
mahnen, und nach weiteren zwei Wochen ist im Nicht­
zahlungsfalle die Zwangsvollstreckung anzuwenden. 
Ferner ist eine regelmäßige Überprüfung der Gerichts­
vollzieher im Hinblick auf die Erledigung der Justiz­
aufträge erforderlich. In besonderen Fällen ist zu prü­
fen, inwieweit die Anordnung über Stundung und Erlaß 
von Kosten im Bereich der Justiz vom 25. März 1954 
(GBl. S. 315) anzuwenden ist. Hier ist für die wirt­
schaftlich und finanziell in angespannten Verhältnissen 
lebenden Kostenschuldner in begründeten Fällen diie 
Möglichkeit eingeräumt, eine Stundung oder den Erlaß 
von Kosten zu erreichen1). Darüber hinaus muß es 
Hauptaufgabe der Revisionsorgane sein, die Erfüllung 
der Einnahmen und die Senkung der Einnahmerück­
stände einer ständigen Überprüfung zu unterziehen.

*
Bei der Aufstellung der Staatshaushaltspläne ist 

immer wieder festzustellen, daß die gesetzlichen Be­
stimmungen nicht hinreichend beachtet werden. So 
werden beispielsweise die Haushaltsansätze nicht mit 
der erforderlichen wissenschaftlichen Gründlichkeit 
ermittelt, sondern vorwiegend nur geschätzt. Bei einem 
Teil der Haushaltsansätze fehlen die Begründungen der 
angeforderten und im Haushaltsplan enthaltenen Mit­
tel vollständig oder siel erfolgen ohne Berücksichtigung 
der tatsächlichen Verhältnisse. Teilweise werden Ver­

waltungskosten unter Mißachtung des Prinzips der 
strengen Sparsamkeit errechnet undi in Ansatz 
gebracht. Durch solche Nichtbeachtung gesetzlicher 
Bestimmungen entstehen erhebliche Mittelblockierun­
gen, die jedoch unbedingt beseitigt werden müssen. 
Ihre Ursachen sind in der unzureichenden Anleitung 
der nachgeordnefen Dienststellen zu suchen.

Die von den nachgeordneten Dienststellen eingereich­
ten Haushaltsplanentwürfe sind aber auch nicht in 
jedem Falle durch die zuständigen Mitarbeiter der Haus­
haltsabteilungen mit der erforderlichen Sorgfalt über­
prüft worden, wie überhaupt die Zusammenarbeit der 
Abteilung Haushalt und Verwaltung der Justizverwal­
tungsstellen mit den anderen Abteilungen zwecks Ab­
stimmung der Planansätze noch unzulänglich ist. Durch 
diese Fehlplanungen wurden im Staatshaushaltsplan 
Mittel für Zwecke angefordert — und nicht veraus­
gabt —, die bei gewissenhafter Prüfung einer Finan­
zierung nicht bedurft hätten und die damit für andere, 
volkswirtschaftlich wichtigere Aufgaben hätten ver­
wandt werden können.

Nicht nur die Einnahmen bedürfen einer besonderen 
Überwachung und Analyse, auch die Ausgaben sind 
in gewissen Zeitabständen2 3) zu kontrollieren und zu 
analysieren.

Der vielfach vertretenen Auffassung, daß in der 
Verwaltung und speziell im Justizapparat keine oder 
nur geringe Möglichkeiten für die Einsparung von 
Haushaltsmitteln gegeben sind, kann nicht beigepflich­
tet werden. Allein aus den Aufgaben, die hinsichtlich 
der Einsparung von Arbeitszeit, von Material, von 
Reisekosten usw. in dem Arbeitsprogramm des Kolle­
giums dies Ministeriums der Justiz enthalten sind, das 
sich mit der Durchführung der Beschlüsse des IV. Par­
teitages der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands 
in der Justiz beschäftigt, ergeben sich solche Möglich­
keiten in großem Umfang2).

Schon die gewissenhafte Einhaltung der Stellenpläne 
entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen bringt 
auf der Ausgabenseite des Haushalts große Einsparun­
gen mit sich, denn es ist nie ganz zu vermeiden, daß 
vorübergehend Unterbesetzungen eintreten. Wichtig ist 
es auch, bei der Gewährung von Leistungsstufen darauf 
zu achten, daß die hierfür vorgesehenen Prozentsätze 
— ausgehend von der tatsächlichen Besetzung — nicht 
überschritten werden. Diese Aufgaben sind in enger 
Zusammenarbeit mit den Kaderabteilungen zu lösen.

Weiterhin ist eine Verminderung der Ausgaben durch 
Einsparungen bei der Gewährung von Trennungsent­
schädigungen erreicht worden. Dies war durch die vom 
Ministerium der Justiz getroffene Regelung über die 
Einschränkung der Versetzungen und Abordnungen 
möglich, die den auf diesem Gebiet bestehenden Miß­
ständen Einhalt geboten hat.

Gegenüber dem Vorjahre wurden die Ausgaben für 
Postgebühren, Fernsprechgebühren und die sonstigen 
Wirtschaftsausgaben zum Teil erheblich gesenkt — 
eine Folge der Bemühungen, den Beschluß des Zen­
tralkomitees der Sozialistischen Einheitspartei Deutsch­
lands vom 3. Februar 1952 über die Entfaltung des 
Feldzuges für strengste Sparsamkeit zu verwirklichen.

Wie die Auswertung des Haushaltskapitels der 
Staatlichen Notariate zeigt, sind in einigen Bezirken 
Ausgaben der Staatlichen Notariate von den Gerich­
ten übernommen worden. Das widerspricht dem Prin­
zip der Haushaltsplanung, Ausgaben dort zu planen 
und zu verausgaben, wo sie entstehen. Die Revisions­
organe müssen hier eine scharfe Trennung zu erreichen 
suchen.

Die Auswertung des Staatshaushaltsplanes 1954 hat 
ergeben, daß die Ausgaben auf dem Gebiet der Schöf­
fentätigkeit gegenüber dem Vorjahr gestiegen sind. 
Hier, wo es um die Aktivierung der Schöffen bei der 
Mitwirkung an der Rechtsprechung geht, sind aber 
auch Versuche, Einsparungen vorzunehmen, fehl am 
Platze.

*
Ein wichtiges Instrument dfer Haushaltsdurchführung 

1st die Kassenplanung. Sie kann allgemein als gut
2) Monatlich, wenigstens vierteljährlich — vgl. § 36 Abs. 3 

der Staatshaushaltsordnung der Deutschen Demokratischen 
Republik vom 17. Februar 1954 (G-B1. S. 207).

3) vgl. NJ 1954 S. 321.
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i) Im übrigen siehe hierüber Koch in KTJ 1954 S. 236.


